
»Friedensverhandlungen« – der Be-
griff weckt Assoziationen zu den
Schauplätzen großer Friedensrege-
lungen der Vergangenheit: Münster/
Osnabrück, Wien, Versailles, Jalta,
Potsdam, Paris. Die Verhandlungs-
ergebnisse waren jeweils unterschied-
lich, sie spiegelten den Verlauf der
vorangegangenen kriegerischen Aus-
einandersetzungen wider, und nicht
selten legten sie bereits die Saat für
nachfolgende Kriege (Hankel 2011).
Manchmal endeten Friedensver-
handlungen mit der Demütigung
der unterlegenen Partei (Versailles
1919), andernorts zementierten sie
erstrittene Kriegsergebnisse (Wiener
Kongress 1815, Potsdamer Abkom-
men 1945), gelegentlich boten sie ei-
nen gesichtswahrenden Ausweg aus
Kriegen, die für keine Seite zu ge-
winnen waren (Paris 1975). Der
Charakter vieler Kriege hat sich seit
1945 stark verändert, damit ent-
standen neue Herausforderungen für
Friedensverhandlungen.

Friedensverhandlungen waren und
sind bis heute ein Weg zur Beendi-
gung von Kriegen mit anderen

Mitteln, d.h. in ihnen geht es darum,
eine Vereinbarung zu erzielen, die den
beteiligten Parteien die Fortexistenz nach
dem Kriegsende (zu mehr oder weniger
günstigen Konditionen) erlaubt. Sie zie-
len im Kern auf ein kooperatives Regel-
werk, zu dessen Einhaltung sich die Ver-
handlungsparteien verpflichten, um eine
beständige gewaltfreie Interaktion zwi-
schen ihnen zu gewährleisten.

Friedensverhandlungen sind ein Aus-
druck des Charakters derjenigen Kriege,
die sie beenden sollen. Die meisten gro-
ßen Friedensschlüsse entsprangen der In-
teraktion von Staaten. Deren Beteiligung
barg von vorneherein ein gewisses Maß
an Symmetrie: Souveränität, territoriale
Grenzen, stehende Heere, staatliche Ins-
titutionen. Seit 1945 sind allerdings an-
dere Kriegsformen (wieder) stärker in
den Vordergrund gerückt und haben die
einstige Dominanz zwischenstaatlicher
Kriege deutlich zurückgedrängt. Mit die-
ser Entwicklung veränderten sich nicht
nur die Merkmale der Kriege, sondern

auch die Herausforderungen für deren
Beendigung.

Um unter diesen Bedingungen tragfä-
hige Verhandlungskonzepte zu entwi-
ckeln, bedarf es einer sorgsamen Kon-
fliktanalyse, die die Triebkräfte der Eska-
lation sowie die Interessen der beteiligten
Akteure zutage bringt. Dabei geraten na-
türlich auch strukturelle Aspekte in das
Blickfeld, die nicht zwingend als Ursache
eines gewaltförmigen Konfliktaustrags zu
erachten sind, diesen aber befeuern kön-
nen und im Zusammenhang mit anderen
Treibern deren Wirkung verstärken.

Hierzu gehören Gewaltkulturen und
–märkte (Elwert 1997), aber auch reli-
giöse, ideologische oder ethnisch-natio-
nale Aufladung/Mobilisierung (Ronen
1995). Hierzu gehört aber auch das Erbe
früherer Fremdherrschaft oder kolonialer
Bevormundung, durch die Prozesse de-
mokratischer Staatsbildung verhindert
bzw. klientelistische Herrschaftsstruktu-
ren begünstigt wurden.

Neue Herausforderungen –
alte Methoden?

Vorauszuschicken ist: Nicht alle Erfah-
rungen aus früheren Friedensverhandlun-
gen sind unnütz, nicht alle Instrumente
und Ansätze obsolet. Im Gegenteil. Zum
einen bleiben Staaten in vielen Fällen
nicht nur Teil des Problems, sondern un-
verzichtbar auch für deren Lösung. Zum
anderen sind die aus früheren Verhand-
lungen hervorgegangenen Instrumente,
Strukturen und Institutionen auch für
die Beendigung asymmetrischer Gewalt-
konflikte bzw. deren Prävention eine
wichtige Ressource. Schließlich bieten
Verlauf, Erfolg und Misserfolg früherer

Friedensverhandlungen wichtige Lerner-
fahrungen. Der Rechtsrahmen der Ver-
einten Nationen, ihre Charta, vereinbar-
te Konventionen sowie Rüstungskon-
troll- und Abrüstungsvereinbarungen –
all dies ist im weitesten Sinne das Pro-
dukt von Verhandlungen zwischen Staa-
ten mit dem Ziel, Kriegshandlungen auf
Dauer einzuhegen. Sie bieten heute eine
unterstützende Struktur für laufende
bzw. künftige Friedensverhandlungen. So
ist der nukleare Nichtverbreitungsvertrag
wichtige äußere Voraussetzung für einen
noch auszuhandelnden Friedensvertrag

auf der koreanischen Halbinsel sowie für
die Verhandlungen über das iranische
Atomprogramm. Das Chemiewaffen-
übereinkommen wurde zur wichtigsten
Bezugsgröße für die jüngsten Verhand-
lungen über die Vernichtung der Che-
miewaffenbestände Syriens unter inter-
nationaler Kontrolle.

Dennoch: Stoßen wir zum harten
Kern von Friedensverhandlungen in
asymmetrischen Konflikten vor, stellen
sich viele Fragen neu. Sind die zu befrie-
denden Konflikte gesellschaftspolitischen
und sozialökonomischen Ursprungs,
können Verhandlungen nur einen Rah-
men setzen, einen Anstoß bieten, um
durch die Anerkennung von Regeln in
der Folge eine strukturell nachhaltige
Transformation der gesamten Gesell-
schaft zu befördern. Hierzu sind neue
bzw. ergänzende Instrumente gefragt.
Mediation ist ein solches Instrument, in-
klusive Dialogforen ein anderes. Die her-
kömmliche Diplomatie versucht sich der
Unterstützung anderer gesellschaftlicher
Akteure zu bedienen: Neue Begriffe wie
»public diplomacy« oder »multi-track di-
plomacy« drücken aus, dass in systemi-
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schen Friedensprozessen Akteure auf un-
terschiedlichen Handlungsebenen zu-
sammenarbeiten müssen und die politi-
sche Öffentlichkeit und Zivilgesellschaft
nicht ausgegrenzt werden dürfen (Loccu-
mer Protokolle 2008).

Friedensmediation hat sich in vielen
Fällen als ein taugliches Instrument der
Beilegung lang anhaltender Gewaltkon-
flikte erwiesen (z.B. Burundi, Nepal,
Philippinen). In jedem der genannten
Fälle spielten auch Verhandlungen im-
mer wieder eine wichtige Rolle, langwie-
rige Mediation schuf Voraussetzungen

für die Durchführung letztlich zügiger
und Ergebnis bringender Verhandlun-
gen. Jedoch: Mediation ist keine Garan-
tie für dauerhaften Erfolg, insofern gibt
es eine Parallele zu Verhandlungen. Frie-
densprozesse können rasch entgleisen,
halten sich eine oder alle Parteien nicht
an die getroffenen Vereinbarungen.

Mediation muss übrigens nicht nur
Vorläufer von Verhandlungen sein, sie
kann auch deren Ergebnis sein. Vor al-
lem bei durch formale Vereinbarung ein-
gefrorenen Konflikten bleibt der Frie-
densschluss fragil, wenn grundlegende
Verhaltensmuster sich nicht ändern. Hier
kann Friedensmediation Ergänzendes
leisten.

Gemischte Bilanz:
Ein Erklärungsversuch

Insgesamt fällt die Bilanz der dauerhaften
Beilegung asymmetrischer Gewaltkon-
flikte durch Verhandlungen gemischt
aus. Dies führen wir auf die besonderen
Herausforderungen der heutigen Kon-
flikte zurück.

Legitimationsfragen zentral
An Kriegen der Gegenwart sind zumeist
nicht-staatliche und staatliche Akteure
beteiligt. Oft erweisen sich die Austrags-

formen der Konflikte als »hybrid«. Beide
Seiten des Konflikts bestreiten grundsätz-
lich die Legitimation des jeweiligen Ge-
genübers. Die Inhaber der Regierungsge-
walt sehen sich als die einzig legitimen
Repräsentanten des jeweiligen Staates.
Umgekehrt bestreiten die nichtstaatli-
chen Widerständler in asymmetrischen
Gewaltkonflikten eben diesen Anspruch.
Sie halten ihre Anwendung von Gewalt
für legitim, weil sie die bestehenden
Machtverhältnisse als illegitim erachten.
Sie vertreten oft gesellschaftliche Grup-
pen – unterdrückte Klassen, Ethnien,
Religionsgemeinschaften, Minderheiten
– und ziehen aus deren Schutzbedürfnis-
sen das Mandat für ihren bewaffneten
Kampf. Dies betrifft FARC und ELN in

Kolumbien (siehe dazu »Den Frieden
verhandeln im Krieg – Der Fall Kolum-
bien« von José Armando Cárdenas Sarri-
as in diesem Heft), die Rebellen gegen
das syrische Assad-Regime oder auch die
Maoisten in Indien. Die umstrittene Le-
gitimation ist eine hohe Hürde für die
Aufnahme von Verhandlungen. In der
Regel kommen sie unter solchen Voraus-
setzungen nur zustande, wenn alle betei-
ligten Seiten nicht mehr damit rechnen,
durch Fortsetzung der Kampfhandlun-
gen Vorteile für sich zu erzielen. Der
„wechselseitig schmerzhafte Stillstand“
(mutually hurting stalemate), wie es Wil-
liam Zartman beschrieb, bildet insoweit
nicht selten den Beginn der Besinnung
auf potenzielle Alternativen zum bewaff-
neten Kampf (Zartman 2001).

Emotionale und ideologische
Aufladungen
Ein weiteres Moment kommt vor allem
bei ethnopolitisch und religiös mobilisier-
ten Gesellschaften hinzu. Aus den Krie-
gen in Bosnien und Kosovo wissen wir,
dass in Gewaltkonflikten, in denen sich
nicht »anonyme« uniformierte Streitkräf-
te begegnen, sondern Täter und Opfer
einander kennen, es sich um frühere
Nachbarn aus Betrieben oder Wohnge-
meinschaften handelt, ein Friedensschluss
viel schwerer zu bewerkstelligen ist. Ra-
chegefühle und Misstrauen pflanzen sich
oft über Generationen fort. Vergangen-
heitsarbeit und Aussöhnung sind für die
Beilegung dieser Konflikte um vieles
wichtiger, zugleich aber um vieles kom-
plizierter. In Südafrika hat man Mittel
und Wege gefunden, um aus dieser
Schwierigkeit herauszufinden, anderswo
dauerte es Jahrzehnte (Kambodscha), oft
ist es auch gar nicht gelungen (Bosnien,
Kroatien).Verhandlungen erscheinen dort
besonders schwierig, wo in den Auseinan-
dersetzungen gezielt ethnopolitische oder
religiöse Identitäten gegeneinander kon-
struiert werden und die Existenzberechti-
gung anderer Ethnien oder Religionsge-
meinschaften bestritten wird. Von Grup-
pen wie Boko Haram, Al Shabaab, aktu-
ell v.a. Islamischer Staat werden öffentlich
nicht verhandelbare Werte als Konfliktur-
sache so porträtiert, dass sie die Bereit-
schaft zum Kompromisse ausschließen.

Konflikttransformation –
Gesellschaftsumbau
In den Gewaltkonflikten der Gegen-
wart geht es um mehr als um Waf-
fenstillstand und friedliche Koexis-
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tenz. Die Ursachen dieser Kriege sind in
tiefer liegenden gesellschaftlichen und
ökonomischen Verwerfungen, der Unter-
drückung politischer Gegner oder Min-
derheiten, der Missachtung elementarer
Menschen- oder Minderheitenrechte be-
gründet. Verhandlungslösungen sind nur
dann realistisch, wenn sie diese tiefer lie-
genden Ursachen adressieren und gesell-
schaftlichen Reformprozessen den Weg
bahnen. Die Palette der Forderungen
reicht von der Teilhabe an der Macht
und weitreichender Autonomie bis hin
zur Sezession. Und selbst die Durchset-
zung dieser Forderungen ist keine Garan-
tie für Frieden, wenn nicht zugleich ge-
sellschaftliche Strukturreformen eingelei-
tet werden, die einen gewaltfreien Um-
gang mit schwierigen Streitfragen, wie
den gleichberechtigten Zugang zu Res-
sourcen, Bildung oder staatlicher Verwal-
tung, ermöglichen. Süd-Sudan ist ein
trauriges Beispiel dafür, wie selbst ein
neuer Staat zerrüttet wird, wenn sich die
Unterhändler der Vergangenheit den
Staat der Zukunft aneignen.

Innere Widersprüche und
zwischenstaatliche Konflikte
Nicht selten werden benachbarte oder
dritte Staaten hineingezogen, die eigene,
konkurrierende Interessen hegen. Inso-
fern ergibt sich eine Überlagerung von
innergesellschaftlichen und zwischen-
staatlichen Konflikten, die die Dinge ver-
kompliziert (z.B. Georgien/Abchasien –
Russland; Kongo/Ruanda – Uganda).

Schwäche internationaler
Regelungsmacht
Viele Kriege der Gegenwart sind, da sie
innerhalb von Staaten ausgetragen wer-
den, der Regelungsmacht des internatio-
nalen humanitären Völkerrechts entzo-
gen. Oft sind es die Regierungen selbst,
die sich gegen völkerrechtliche Bezüge
innerstaatlicher Konflikte wehren, weil
sie eine Aufwertung der nichtstaatlichen
Opposition oder die Einmischung dritter
Staaten bzw. der Vereinten Nationen be-
fürchten. Dies erschwert die Aufnahme
ernsthafter Verhandlungen, da gerade
diese ein bestimmtes Maß von Einver-
ständnis für den geregelten Umgang der
Parteien miteinander voraussetzen. Wer-
den zudem diese Regeln während oder
nach Abschluss der Verhandlungen ein-
seitig verletzt, sind die Friedensschlüsse
kaum von Dauer (z.B. syrische Regie-
rung/Genfer Verhandlungen, Türkei/
PKK).

Internationale Beteiligung

Damit ist zugleich die Frage aufgewor-
fen, wie »von außen« überhaupt mittels
Verhandlungen auf diese Konflikte ein-
gewirkt werden kann. Studien haben ge-
zeigt, dass Friedensverhandlungen mit
Aussicht auf Erfolg durch externe Akteu-
re weder aufgezwungen werden können
noch der nachhaltige Bestand ihrer Er-
gebnisse gesichert werden kann, wenn
die Konfliktparteien selber nicht bereit
sind, den vereinbarten Regeln zu folgen
(Giersch 2009).

Aber es trifft auch dies zu: Ohne in-
ternationale Mitwirkung geht es oft
nicht. Internationale Akteure können
erst den nötigen politischen Druck auf-
bauen, der die Konfliktparteien dazu
bringt, sich auf Verhandlungen über-
haupt einzulassen. Internationale Akteu-
re können auch als Garanten für die be-
teiligten Parteien auftreten (z.B. Norwe-
gen für die kolumbianische Regierung;
Venezuela für FARC), während wieder-
um andere Staaten sich als Verhand-
lungsplatz zur Verfügung stellen (Kuba
für Kolumbien/FARC, Frankreich für
USA/Vietnam, Finnland für Indonesien/
GAM [Aceh]). Externe Akteure können
finanzielle Mittel und Anreize bereitstel-
len, sie können »capacity building« be-
treiben sowie sich an der Überwachung
erzielter Übereinkünfte beteiligen (Berg-
hof 2011, D. and W. Spencer 1995). All
dies funktioniert allerdings nur, wenn die
Drittparteien ihre Funktionen nicht für
eigene Zwecke missbrauchen. Der Nah-
ostkonflikt ist das Paradebeispiel für eine
überfällige kritische Bestandsaufnahme
bisheriger westlicher Einwirkstrategien
(Lüders 2015).

Gelegentlich können konkurrierende
Angebote dritter Parteien die Lage noch
komplizierter machen, etwa wenn Regie-
rungen oder nichtstaatliche Akteure den
Beteiligungswettbewerb zwischen dritten
Parteien anheizen, um für sich selbst ei-
nen größeren Vorteil herauszuschlagen.
Im Falle des Nahostkonflikts oder auch
in Afghanistan entstand in den zurück-
liegenden Jahren der Eindruck, dass zu
viele Akteure unkoordiniert zu Werke
gingen und damit eine klare Verhand-
lungsperspektive nicht zu erreichen war.

Besonders heikel bleibt die Frage nach
militärischen Beiträgen zur Beilegung
von Konflikten. Nach 1990 wurden be-
waffnete Interventionen vielerorts als
Mittel der Wahl zur Eindämmung von
Gewaltkonflikten angesehen. Die Bilanz

ist überwiegend ernüchternd. Manuela
Nilsson ist beizupflichten: „Gewaltsame
Interventionen brachten […] nur in den
allerwenigsten Fällen eine nachhaltige Ver-
besserung der Situation […]“ (siehe ihren
Beitrag in diesem Heft). Genauer: Sie
haben die Situation, wie nicht zuletzt die
Beispiele Irak und Libyen zeigen, oft dra-
matisch verschlechtert. In Afghanistan
sind die Aussichten auf dauerhaften Frie-
den kaum besser als vor 15 Jahren.

Voraussetzungen für
erfolgreiche Verhandlungen

In einem gewaltförmigen Konflikt sind
Verhandlungen ein Weg, die gestörten
Beziehungen zwischen den Konfliktpar-
teien neu zu regeln und Rahmenbedin-
gungen für ein gewaltfreies Miteinander
zu schaffen. Im Idealfall steht ein ge-
meinsam vereinbartes Ergebnis, oft ein
Kompromiss, am Ende des Prozesses.
Dabei steht für die Konfliktparteien aber
im Vordergrund der Verhandlungen, dass
sie ihre Interessen maximal durchsetzen
wollen. Sie wollen ein Resultat erzielen,
dass ihren Zielen am nächsten kommt.
Diesen Zusammenhang zu erkennen, ist
für das Zustandekommen und den er-
folgreichen Verlauf von Verhandlungen
essentiell: Glauben die Verhandlungspar-
teien nicht daran, dass sie mit Verhand-
lungen mehr erreichen können als mit
anderen Mitteln, werden sie diese nicht
ernsthaft verfolgen und sie gegebenen-
falls platzen lassen.

Oft – und dies gilt gerade für asym-
metrische Konflikte – ist auch die Vertei-
lung der Interessen der Konflikt- und
Verhandlungsparteien asymmetrisch,
und die jeweils prioritär verfolgten Ziele
sind nicht identisch. Daher gilt es Ergeb-
nisse anzustreben, die in der Summe die
unterschiedlichen Interessen bzw. Priori-
täten ausgewogen bedienen. Aus der eu-
ropäischen Vergangenheit ist uns in die-
sem Zusammenhang die miteinander
verbundene »Korb«-Struktur des KSZE-
Prozesses in Erinnerung, bei der westli-
che Interessen an der Durchsetzung von
Menschenrechten, östliche Interessen an
der Anerkennung des politischen Status
quo sowie gemeinsame Interessen an en-
gerer wirtschaftlicher Zusammenarbeit
zu einem Verhandlungspaket gebündelt
wurden, in dem die unterschiedlichen
Interessen ausbalanciert werden konnten.

In gesellschaftspolitischen Konflikten
kommt es überdies nicht nur auf die un-
mittelbar verhandelnden Akteure an. Je-
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der Kompromiss bedarf der Akzeptanz
im Lager der jeweiligen Parteien.
Schließlich geht es auch um die nicht am
Verhandlungsprozess direkt Beteiligten,
die aber von dessen Ergebnissen betrof-
fen sind. Werden deren Belange nicht
angemessen einbezogen, verlieren die
Verhandlungsergebnisse schnell an Be-
deutung.

Vielfältige Erfahrungen belegen: In-
ternationale Akteure können eine wichti-
ge Erfolgsbedingung für Verhandlungen
sein. Von besonderer Bedeutung ist eine
rahmensetzende explizite oder implizite
Mandatierung zur Verhandlungsunter-
stützung durch die Vereinten Nationen –
z.B. den Sicherheitsrat – oder die Mit-
wirkung regionaler und subregionaler
Organisationen, wie der Afrikanischen
Union oder ECOWAS (z.B. in Burundi).
Problematisch war hingegen die Partei-
nahme Äthiopiens und Kenias im Soma-
liakonflikt.

Für Konfliktparteien, die sich über
lange Zeit ineinander verhakt haben, ist
das Vertrauen in einen unabhängigen
dritten Vermittler von großer Bedeutung,
um Zuversicht in die Aufnahme von Ver-
handlungen zu entwickeln. Die Glaub-
würdigkeit dieser Vermittler entsteht
über kontinuierliches, unparteiliches En-
gagement. In der internationalen Ge-
meinschaft verfügen diesbezüglich Län-
der wie die Schweiz oder Norwegen über
einen guten Ruf. Die Möglichkeiten der
Vereinten Nationen, in eigener Verant-
wortung tätig zu werden, sind hingegen
häufig begrenzt. Sie sind auf »Geberkon-
ferenzen« angewiesen, in denen Einrich-
tungen wie Weltbank und IWF, aber
auch die EU oder Einzelstaaten über
Umfang und Richtung der Mittelvergabe
gebieten. Um die Möglichkeiten der Ver-
einten Nationen zu stärken, sollte daher
die Idee eines globalen Fonds weiter ver-
folgt werden, mit denen jederzeit abruf-
bare Finanzmittel bereitgestellt werden
könnten (Gebauer 2014).

Von Verhandlungen zur
Transformation von Konflikten

In den innergesellschaftlichen, politisch-
ökonomischen Konfliktformationen geht
es immer auch um Verteilungsfragen: die
Beteiligung an Entscheidungsprozessen,
die Teilhabe an der Macht, der Zugang
zu Ressourcen (Wennmann 2009). So
genannte Powersharing-Ansätze können
helfen, das Spannungspotenzial ethnopo-
litisch oder religiös aufgeladener Projekte

zu verringern und Dialogräume zu erwei-
tern (Mehler 2009). Inwieweit dabei eine
sukzessive Föderalisierung des Staates ein
probater Fokus des Verhandlungsprozes-
ses – präziser: des Aushandlungsprozesses
– ist, mag umstritten sein. In Ländern
mit starker sozialer Fragmentierung, wie
z.B. Somalia oder Afghanistan, kann Fö-
deralisierung ein starker Anreiz sein, sich
auf einen nationalen Verhandlungspro-
zess einzulassen. Ebenso wichtig sind
identitätsstiftende kollektive Werte, auf
die sich die Konfliktparteien grundsätz-
lich verständigen könnten: soziale Ge-
rechtigkeit, ein verlässliches Rechtssys-
tem oder eine »Kultur des Friedens«.

Hierbei gewinnen die Beteiligung zi-
vilgesellschaftlicher Akteure und die He-
rausbildung einer intakten Zivilgesell-
schaft zunehmend an Bedeutung. Gerade
Vertreter der Zivilgesellschaft engagieren
sich in wachsendem Maße für eine Been-
digung der »Bürgerkriege«, und sie ent-
wickeln eigene Vorstellungen zur Ent-
wicklung der Nachkriegsgesellschaften.
Ihre Konzepte werden zum wichtigen
Prüfstein, an dem sich alle Verhand-
lungsergebnisse messen lassen müssen.
Oft handeln sie im Verbund mit interna-
tionalen Nichtregierungsorganisationen,
die ihnen Hilfe zukommen lassen und
den Rücken stärken. Zugleich verschafft
ihnen diese Kooperation den unmittelba-
ren Zugang zur Weltöffentlichkeit, z.B.
mithilfe sozialer Netzwerke.

Die Frage, ob Friedensverhandlungen
exklusiv oder inklusiv zu führen seien,
wird strittig diskutiert (siehe den » Frie-
densverhandlungen – Ein hoffnungsvol-
ler Trend« von Manuela Nilsson in die-
sem Heft). Für uns bleibt als Faustregel,
die größtmögliche Einbeziehung aller be-
teiligten und wichtigen Akteure in den
Friedensprozess anzustreben. In welcher
Form, ist nur fallweise zu beantworten.
Die Friedensprozesse u.a. in Westafrika
und Nordirland haben gezeigt, dass der
Anstoß zum Frieden aus der Zivilgesell-
schaft kommen kann und die Umsetzung
des Friedensschlusses in hohem Maße
davon abhängt, ob Friedens- und Ver-
söhnungsprozesse in die Gesellschaft hin-
einwirken. Gerade der inklusive Ansatz
zieht eine weitere Erkenntnis nach sich:
Um Friedensprozesse in Gang zu bringen
und, fast mehr noch, um sie nach einem
Friedensschluss auch innergesellschaft-
lich zu implementieren, muss Raum für
zivilgesellschaftliche Initiativen und de-
ren aktive Einmischung in Willensbil-

dungs- und Entscheidungsprozesse ge-
schaffen werden (Lederach 1995, Rupe-
singhe 1995).
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